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SPD Alexanderplatz und PG Zeitenwende

Die KDVmöge beschließen:

Der Landesparteitag möge beschließen: Der Bun-

desparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in der Fassung der AK (Konsens)

Sozialdemokratische Friedenspolitik: Außen- und Sicherheitspolitik gestalten
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Sozialdemokratische Friedenspolitik: Außen-

und Sicherheitspolitik gestalten

1. Unsere Ausgangslage

Der brutaleÜberfall Russlands auf die gesam-

teUkraine imFebruar 2022markierte eine Zä-

sur für die deutsche und europäische Außen-

und Sicherheitspolitik. Der Krieg und die Ver-

übunggrausamerKriegsverbrechendurchdie

russischen Besatzer führen dazu, dass Millio-

nenMenschen aus ihrer Heimat fliehenmüs-

sen. Laut den Vereinten Nationen sind insge-

samt rund acht Millionen Menschen aus der

Ukraine geflohen. Es gibt rund sechs Millio-

nen Binnenvertriebene. Die russische Kriegs-

führung trifft zielgerichtet die ukrainischeBe-

völkerung und zerstört die zivile Infrastruk-

tur. Es gilt - gemeinsam und abgestimmt im

Verbund der EU und NATO - die Ukraine bei

der Selbstverteidigung zu unterstützen, der

ukrainischenBevölkerungzuhelfenundRuss-

land die Konsequenzen seines imperialisti-

schen Angriffskrieges deutlich zu machen.

Die durch den Angriffskrieg entstandenen

Herausforderungen an Deutschland und sei-

ne Partner hat Bundeskanzler Olaf Scholz mit

dem Begriff “Zeitenwende” betitelt. Zeiten-

wende wird hierbei als eine grundlegende

Änderung der europäischen Sicherheitsord-

nung verstanden. Der Begriff Zeitenwende

ist nicht unumstritten. Unstrittig dürfte je-

doch sein, dass die Sozialdemokratie inten-

siver diskutieren muss, welchen außenpoliti-

schen Weg sie in Zukunft einschlagen muss.

Hierzu gehört unzweifelhaft nicht nur ei-

ne Aufarbeitung der Russlandpolitik, sondern

auch eine kritische Überprüfung der gesam-

ten Außen- und Sicherheitspolitik der letz-

ten Jahrzehnte. Hinterfragt werdenmuss das

Hinnehmen des Sterbens von geflüchteten

1. Unsere Ausgangslage

Der brutaleÜberfall Russlands auf die gesam-

teUkraine imFebruar 2022markierte eine Zä-

sur für die deutsche, europäische und inter-

nationale Außen- und Sicherheitspolitik. Der

Krieg und die Verübung grausamer Kriegsver-

brechen durch die russischen Besatzer füh-

ren dazu, dass Millionen Menschen aus ih-

rer Heimat fliehen müssen. Laut den Verein-

ten Nationen sind insgesamt rund acht Mil-

lionen Menschen aus der Ukraine geflohen.

Es gibt rund sechsMillionen Binnenvertriebe-

ne (jew. Stand 14.1.2023). Die russische Kriegs-

führung trifft zielgerichtet die ukrainischeBe-

völkerung und zerstört die zivile Infrastruk-

tur. Es gilt - gemeinsam und abgestimmt im

Verbund der EU und NATO - die Ukraine bei

der Selbstverteidigung zu unterstützen, der

ukrainischenBevölkerungzuhelfenundRuss-

land völkerrechtlich für seinen imperialisti-

schen Angriffskrieg  zur Verantwortung zu

ziehen.

Die durch den Angriffskrieg entstandenen

Herausforderungen an Deutschland und sei-

ne Partner hat Bundeskanzler Olaf Scholz mit

dem Begriff “Zeitenwende” betitelt. Zeiten-

wende wird hierbei als eine grundlegende

Änderung der europäischen Sicherheitsord-

nung verstanden. Der Begriff Zeitenwende

ist nicht unumstritten. Unstrittig dürfte je-

doch sein, dass die Sozialdemokratie inten-

siver diskutieren muss, welchen außenpoliti-

schen Weg sie in Zukunft einschlagen muss.

Hierzu gehört unzweifelhaft nicht nur ei-

ne Aufarbeitung der Russlandpolitik, sondern

auch eine kritische Überprüfung der gesam-

ten Außen- und Sicherheitspolitik der letz-

ten Jahrzehnte. Hinterfragt werdenmuss das

Hinnehmen des Sterbens von geflüchteten
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Menschen an Europas Außengrenzen. Auch

Auslandseinsätze wie zum Beispiel in Afgha-

nistan oderMali müssen imHinblick auf Ziel-

setzung, Folgen und Konsequenzen sowie die

Qualität der nationalenundeuropäischenKa-

pazitäten zur Landes- und Bündnisverteidi-

gung analysiert werden.

Die SPD muss als Friedenspartei die Leitplan-

ken und Möglichkeiten der aktuellen Außen-

und Sicherheitspolitik überprüfen und festle-

gen, wie sie sich in den nächsten Jahren und

Jahrzehnten aufstellen möchte. Dieser Pro-

zess muss durch einen umfassenden Diskus-

sionsprozess in der Partei begleitet werden.

Dieser Antrag ist ein Beitrag zur Debatte um

die zukünftige Ausrichtung sozialdemokrati-

scher Außen- und Sicherheitspolitik.

2. Unsere Säulen sozialdemokratischer

Außen- und Sicherheitspolitik

Die Friedens- und Sicherheitspolitik der Sozi-

aldemokratie ruht auf einem festen Funda-

ment, wie es in der allgemeinen Erklärung

der Menschenrechte mit dem Recht auf Le-

ben, Freiheit und Sicherheit aller Menschen

festgeschrieben wurde. Willy Brandt hat das

Ziel der weltweiten „Freiheit von Not und

von Furcht“ abgeleitet. Dies bleibt unser An-

spruch.

Diese Freiheit wird im Kern gefährdet durch

weltweite Entwicklungen: durch wachsende

soziale Ungleichheiten - national und glo-

bal -, humanitäre Krisen, die Rückkehr des

Rechts des Stärkeren in Form von Autokra-

tien und Diktatoren. Sie ist ebenso bedroht

durch den systematischen Abbau bürgerli-

cher Freiheiten und die Untergrabung der

Menschenrechte, durch existenzielle Bedro-

hungen für diejenigen, die unabhängig jour-

nalistisch arbeiten, und Einschränkungen in

der Unabhängigkeit von Gerichten, Recht-

sprechung und Wahlverfahren für Richterin-

nen und Richter. Grundlage einer gedeihli-

chen Entwicklung sind offene Gesellschaf-

ten, die ihren Mitgliedern den Kampf für ihre

Rechte ermöglichen. Ohne die Gleichheit der

Rechte allerMenschen bleibt Freiheit vonNot

Menschen an Europas Außengrenzen. Auch

Auslandseinsätze wie zum Beispiel in Afgha-

nistan oderMali müssen imHinblick auf Ziel-

setzung, Folgen und Konsequenzen sowie die

Qualität der nationalenundeuropäischenKa-

pazitäten zur Landes- und Bündnisverteidi-

gung analysiert werden.

Die SPD muss als Friedenspartei die Leitplan-

ken und Möglichkeiten der aktuellen Außen-

und Sicherheitspolitik überprüfen und fest-

legen, wie sie sich in den nächsten Jahren

und Jahrzehnten aufstellen möchte. Dieser

Prozess muss durch einen umfassenden Dis-

kussionsprozess in der Partei begleitet wer-

den. Dieser Antrag ist ein Beitrag zur not-

wendigen breiten Debatte um die zukünfti-

ge Ausrichtung sozialdemokratischer Außen-

und Sicherheitspolitik.

2. Unsere Säulen sozialdemokratischer

Außen- und Sicherheitspolitik

Die Friedens- und Sicherheitspolitik der Sozi-

aldemokratie ruht auf einem festen Funda-

ment, wie es in der allgemeinen Erklärung

der Menschenrechte mit dem Recht auf Le-

ben, Freiheit und Sicherheit aller Menschen

festgeschrieben wurde. Willy Brandt hat das

Ziel der weltweiten „Freiheit von Not und

von Furcht“ abgeleitet. Dies bleibt unser An-

spruch.

Diese Freiheit wird im Kern gefährdet durch

weltweite Entwicklungen: durch wachsen-

de soziale Ungleichheiten - national und

global -, humanitäre Krisen, die Rückkehr

des Rechts des Stärkeren in Form von Auto-

kratien und Diktaturen. Sie ist ebenso be-

droht durch den systematischen Abbau bür-

gerlicher Freiheiten und die Untergrabung

der Menschenrechte, durch existenzielle Be-

drohungen für diejenigen, die unabhängig

journalistisch arbeiten, und Einschränkungen

in der Unabhängigkeit von Gerichten, Recht-

sprechung und Wahlverfahren für Richterin-

nen und Richter. Grundlage einer gedeihli-

chen Entwicklung sind offene Gesellschaf-

ten, die ihren Mitgliedern den Kampf für ihre

Rechte ermöglichen. Ohne die Gleichheit der
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und Furcht nur Stückwerk.

Die Freiheit von Not und Furcht wird auch

bedroht durch die fortschreitende Klimakrise,

die Menschen ihre Existenzgrundlage nimmt

und vielen Millionen weiteren zu nehmen

droht.

Unser Verständnis von Außen- und Sicher-

heitspolitik ist breit, weil wir nicht auf eine

kurzfristige sektoral begrenzte, sondern ei-

ne langfristige undwerteorientierte Perspek-

tive setzen, die ein friedliches, respektvol-

les Miteinander ermöglichen: Es muss neben

den u.U. lebensrettenden Erfordernissen von

Schutz und Verteidigung stets die langfris-

tige menschliche Sicherheit aller - insbeson-

dere von Frauen, Kindern und marginalisier-

ten Gruppen - mitdenken, die Folgen für En-

ergieverbrauch und fortschreitenden Klima-

wandel, die Folgen für wirtschaftliche Bezie-

hungenund denAusbau von sozialen und po-

litischen Menschenrechten gerade auch im

globalen Süden.

Mit dem Angriff Russlands auf die Ukraine

hat Russland die kollektive Sicherheitsord-

nung Europas nach der Schlussakte von Hel-

sinki 1975 verlassen. Wir haben seit 2014 ge-

lernt, dass Verflechtung durch Handel keinen

Frieden in Europa und auch anderswo garan-

tiert.

 

Eine sozialdemokratische Friedens- und Si-

cherheitspolitik erfordert also eine stetig

entlang transparenter Kriterien und Werte

weiterzuentwickelnde und anpassungsfähi-

ge Strategie. Ihr zugrunde liegt eine ganzheit-

liche Herangehensweise, in die Sachstände,

Bewertungen und strategische Vorausschau

aus allen relevanten Ministerien kontinuier-

lich einfließen und auf allen Ebenen mitein-

ander abgestimmt werden (sog. Vernetzter

Ansatz). Für sein Gelingen muss die Bundes-

regierung die notwendigen institutionellen

Strukturen schaffen.

Wir sehen folgende Prüfsteine als wesentlich

für eine langfristig erfolgreiche sozialdemo-

kratische Friedens- und Sicherheitspolitik an:

Rechte allerMenschen bleibt Freiheit vonNot

und Furcht nur Stückwerk.

Die Freiheit von Not und Furcht wird auch

bedroht durch die fortschreitende Klimakrise,

die Menschen ihre Existenzgrundlage nimmt

und vielen Millionen weiteren zu nehmen

droht.

Unser Verständnis von Außen- und Sicher-

heitspolitik ist breit, weil wir nicht auf eine

kurzfristige sektoral begrenzte, sondern ei-

ne langfristige undwerteorientierte Perspek-

tive setzen, die ein friedliches, respektvol-

les Miteinander ermöglichen: Es muss neben

den u.U. lebensrettenden Erfordernissen von

Schutz und Verteidigung stets die langfris-

tige menschliche Sicherheit aller - insbeson-

dere von Frauen, Kindern und marginalisier-

ten Gruppen - mitdenken, die Folgen für En-

ergieverbrauch und fortschreitenden Klima-

wandel, die Folgen für wirtschaftliche Bezie-

hungenund denAusbau von sozialen und po-

litischen Menschenrechten gerade auch im

globalen Süden.

Mit dem Angriff Russlands auf die Ukraine

hat Russland das internationale Völkerrecht

gebrochen und die kollektive Sicherheitsord-

nung Europas nach der Schlussakte von Hel-

sinki 1975 verlassen. Spätestens seit 2014 ist

deutlich, dass die Verflechtung durch Wirt-

schaftsbeziehungen keinen Frieden in Europa

und auch anderswo garantiert.

Eine sozialdemokratische Friedens- und Si-

cherheitspolitik erfordert also eine stetig

entlang transparenter Kriterien und Werte

weiterzuentwickelnde und anpassungsfähi-

ge Strategie. Ihr zugrunde liegt eine ganzheit-

liche Herangehensweise, in die Sachstände,

Bewertungen und strategische Vorausschau

aus allen relevanten Ministerien kontinuier-

lich einfließen und auf allen Ebenen mitein-

ander abgestimmt werden (sog. Vernetzter

Ansatz). Für sein Gelingen muss die Bundes-

regierung die notwendigen institutionellen

Strukturen schaffen.

Wir sehen folgende Prüfsteine als wesentlich

für eine langfristig erfolgreiche sozialdemo-
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• Aus den historischen deutschen Erfah-

rungen des 20. Jahrhunderts gespeis-

te bewährte Zurückhaltung im Einsatz

militärischer Mittel, eine Stärkung und

WeiterentwicklungdesVölkerrechts so-

wie eine langfristige und vorausschau-

ende Friedenssicherung.

• Enge und frühzeitige, kontinuierliche

Abstimmungmit den Bündnispartnern

in EU und NATO unter Einbeziehung

der jeweiligen Interessen der Partner

sowie eine in Absprache mit den Part-

nern komplementäre und arbeitsteilige

Schwerpunktsetzung der deutschen Fä-

higkeiten zur Landes- und Bündnisver-

teidigung.

• Strategisch breit fundierte und jeden

Einzelfall abwägende Entscheidungs-

findung. Offene Kommunikation, ge-

rade auch über das Lernen aus Feh-

lern und Fähigkeit zur Selbstkritik und

Selbstkorrektur.

• Aufrechterhaltung vonGesprächskanä-

len auch mit politischen Akteuren, die

nicht entsprechend unseremWertesys-

tem oder sogar völkerrechtsverletzend

handeln, um zu jedem wünschenswer-

ten Zeitpunkt diplomatische Schritte

gehen zu können, bei gleichzeitigerma-

ximaler Klarheit über den eigenen poli-

tischen Standpunkt. Die Aufrechterhal-

tung von Gesprächskanälen darf einer

entschlossenen Politik nicht im Wege

stehen.

• Die zunehmende Verbreitung vonMas-

senvernichtungswaffen verlangt wei-

terhin eine konsequente Politik der

effektiven Rüstungskontrolle mit dem

langfristigen Ziel der Rüstungsbegren-

zung und der Perspektive einer Abrüs-

tung. Wir setzen uns weiterhin für ei-

ne internationale Ächtung des Einsat-

zes von Atomwaffen ein und bekräf-

tigen unser Ziel einer atomwaffenfrei-

en Welt. Dies wird allerdings nur in ei-

nem internationalen Kontext stattfin-

kratische Friedens- und Sicherheitspolitik an:

• Aus den historischen deutschen Erfah-

rungen des 20. Jahrhunderts gespeis-

te bewährte Zurückhaltung im Einsatz

militärischer Mittel, eine Stärkung und

WeiterentwicklungdesVölkerrechts so-

wie eine langfristige und vorausschau-

ende Friedenssicherung.

• Enge und frühzeitige, kontinuierliche

Abstimmungmit den Bündnispartnern

in EU und NATO unter Einbeziehung

der jeweiligen Interessen der Partner

sowie eine in Absprache mit den Part-

nern komplementäre und arbeitsteilige

Schwerpunktsetzung der deutschen Fä-

higkeiten zur Landes- und Bündnisver-

teidigung.

• Strategisch breit fundierte und jeden

Einzelfall abwägende Entscheidungs-

findung. Offene Kommunikation, ge-

rade auch über das Lernen aus Feh-

lern und Fähigkeit zur Selbstkritik und

Selbstkorrektur.

• Aufrechterhaltung vonGesprächskanä-

len auch mit politischen Akteuren, die

nicht entsprechend unseremWertesys-

tem oder sogar völkerrechtsverletzend

handeln, um zu jedem wünschenswer-

ten Zeitpunkt diplomatische Schritte

gehen zu können, bei gleichzeitigerma-

ximaler Klarheit über den eigenen poli-

tischen Standpunkt. Die Aufrechterhal-

tung von Gesprächskanälen darf einer

entschlossenen Politik nicht im Wege

stehen.

• Die zunehmende Verbreitung vonMas-

senvernichtungswaffen verlangt wei-

terhin eine konsequente Politik der

effektiven Rüstungskontrolle mit dem

langfristigen Ziel der Rüstungsbegren-

zung und der Perspektive einer Abrüs-

tung. Wir setzen uns weiterhin für ei-

ne internationale Ächtung des Einsat-

zes von Atomwaffen ein und bekräfti-

gen unser Ziel einer atomwaffenfreien

und entmilitarisierten Welt. Dies wird
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den können.

• Ein von der Bundesregierung umzuset-

zender Vernetzter Ansatz: Bei jedem

Einsatz zur Friedenssicherung werden

von Beginn an alle einschlägigen Res-

sorts beteiligt und auf Gegebenheiten

vor Ort wird eingegangen. Die Entwick-

lungszusammenarbeit darf dabei ne-

ben sicherheitspolitischer Planung kei-

ne untergeordnete Rolle einnehmen.

• In der Entwicklungszusammenarbeit

muss die qualitative Nachhaltigkeit

der Erfolge zentral sein. Wir wirken

darauf hin, dass die Entwicklungszu-

sammenarbeitWirtschaften stärkt und

Arbeitsmärkte aufbaut, die insbeson-

dere Frauen, jungen Menschen und

marginalisierten Gruppen langfristige

Perspektiven zum sozialen Aufstieg in

ihren Heimatländern bieten.

• Zielorientierte Einpassung in die 17

globalen Nachhaltigkeitsziele, welche

die Generalversammlung der Vereinten

Nationen 2015 einmütig verabschiedet

hat.

• Verfolgung des Ziels des Pariser Klima-

abkommens - das heißt, die Begren-

zung der Erderwärmung auf deutlich

unter 2 Grad, und möglichst auf 1,5

Grad.

3. Internationale Organisationen stärken

Die Zeitenwende global zu verstehen, be-

deutet auch, dass wir seit Jahren bestehen-

de Paradigmen der deutschen Positionierung

im multilateralen Raum überdenken und ge-

mäß unserem Anspruch einer gerechten und

kooperativen Welt anpassen müssen. Hier-

für benötigt es strategische Partnerschaften

undAllianzenmit Ländern aller Regionenund

Kontinente, die geprägt sein müssen von ge-

genseitigem Respekt und Glaubwürdigkeit.

• Die EU soll wichtigster Orientierungs-

und Handlungsrahmen für die deut-

sche Außen- und Sicherheitspolitik

werden. Um die rüstungs- und ver-

teidigungspolitischen Ziele der Zei-

allerdings nur in einem internationalen

Kontext stattfinden können.

• Ein von der Bundesregierung umzuset-

zender Vernetzter Ansatz: Bei jedem

Einsatz zur Friedenssicherung werden

von Beginn an alle einschlägigen Res-

sorts beteiligt und auf Gegebenheiten

und Perspektiven vor Ort wird einge-

gangen. Die Entwicklungszusammen-

arbeit darf dabei neben sicherheitspo-

litischer Planung keine untergeordnete

Rolle einnehmen.

• In der Entwicklungszusammenarbeit

muss die qualitative Nachhaltigkeit

der Erfolge zentral sein. Wir wirken

darauf hin, dass die Entwicklungszu-

sammenarbeitWirtschaften stärkt und

Arbeitsmärkte aufbaut, die insbeson-

dere Frauen, jungen Menschen und

marginalisierten Gruppen langfristige

Perspektiven zum sozialen Aufstieg

in ihren Heimatländern bieten. Die

Verpflichtung, mindestens 0,7 Pro-

zent des Bruttoinlandsprodukts für

Entwicklungszusammenarbeit und

humanitäre Hilfe bereitzustellen, muss

eingehalten werden.

• Zielorientierte Einpassung in die 17

globalen Nachhaltigkeitsziele, welche

die Generalversammlung der Vereinten

Nationen 2015 einmütig verabschiedet

hat: z.B. Armut und Hunger beenden (1,

2), inklusive und gute Bildung für alle

sichern (4), Geschlechtergerechtigkeit

(5) sowie sauberesWasser und saubere,

bezahlbare Energieverfügbarkeit (5,6)

sichern.

• Verfolgung des Ziels des Pariser Klima-

abkommens - das heißt, die Begren-

zung der Erderwärmung auf deutlich

unter 2 Grad, und möglichst auf 1,5

Grad.

3. Internationale Organisationen stärken

Die Zeitenwende global zu verstehen, be-

deutet auch, dass wir seit Jahren bestehen-

de Paradigmen der deutschen Positionierung

5
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tenwende nachhaltig und politisch

tragbar umzusetzen, braucht es eine

engere Verzahnung der Beschaffungs-

politik mit den EU-Partnern als bisher.

Es gilt, eine gemeinsame Beschaf-

fungsstrategie so anzugestalten, dass

Interoperabilität der Rüstungssysteme

und Lastenteilung in den Produktions-

und Verteidigungskapazitäten der ge-

samten EU sichergestellt sind. Hierfür

benötigt es kurz- und mittelfristig

höhere politische und finanzielle

Investitionen.

• Der russische Angriffskrieg gegen die

Ukraine hat auch die zentrale Rolle

der NATO sowie der USA als Garan-

ten für die europäische Sicherheit

deutlich gemacht. Vor diesem Hinter-

grund begrüßen wir die Anhebung

der Verteidigungsausgaben durch die

Mitgliedsstaaten. Mittelfristig muss

an die Stelle des 2%-Ziels eine mehr-

jährige, an den wirtschaftlichen und

beschaffungstechnischen Kapazitäten

der Mitgliedstaaten orientierte arbeits-

teilige Investitionsstrategie treten,

welche dieWehrhaftigkeit und Einsatz-

fähigkeit des Bündnisses garantiert

und bestehende Lücken schließt.

• Eine Stärkung der Vereinten Nationen

als wichtigstes Gremium der interna-

tionalen Verhandlungen und Konflikt-

lösung kann nur durch ein aktives und

kooperatives Verhalten Deutschlands

und der EU innerhalb der Vereinten Na-

tionen erfolgen. Dazu gehört der stra-

tegische und am globalen Gemeinwohl

orientierte Austausch mit den Staaten

des Globalen Südens, die sich innerhalb

der Vereinten Nationen zur G77 zusam-

mengeschlossen haben. Vertrauensbil-

dende Maßnahmen könnten u.a. die

aktive Beteiligung der EU an den Ver-

handlungen eines verpflichtenden Ab-

kommens über Wirtschaft und Men-

schenrechte, Zugang zuMedikamenten

im multilateralen Raum überdenken und ge-

mäß unserem Anspruch einer gerechten und

kooperativen Welt anpassen müssen. Hier-

für benötigt es strategische Partnerschaften

undAllianzenmit Ländern aller Regionenund

Kontinente, die geprägt sein müssen von ge-

genseitigem Respekt und Glaubwürdigkeit.

• Die EU soll wichtigster Orientierungs-

und Handlungsrahmen für die deut-

sche Außen- und Sicherheitspolitik

werden. Um die rüstungs- und ver-

teidigungspolitischen Ziele der Zei-

tenwende nachhaltig und politisch

tragbar umzusetzen, braucht es eine

engere Verzahnung der Beschaffungs-

politik mit den EU-Partnern als bisher.

Es gilt, eine gemeinsame Beschaf-

fungsstrategie so anzugestalten, dass

Interoperabilität der Rüstungssysteme

und Lastenteilung in den Produktions-

und Verteidigungskapazitäten der ge-

samten EU sichergestellt sind. Hierfür

benötigt es kurz- und mittelfristig

höhere politische und finanzielle

Investitionen.

• Der russische Angriffskrieg gegen die

Ukraine hat auch die zentrale Rolle

der NATO, zumal die USA, als Ga-

ranten für die europäische Sicherheit

deutlich gemacht. Vor diesem Hinter-

grund begrüßen wir die Anhebung der

Verteidigungsausgaben durch die Mit-

gliedsstaaten. Mittelfristig muss an die

Stelle des 2%-Ziels eine mehrjährige,

an den wirtschaftlichen und beschaf-

fungstechnischen Kapazitäten der Mit-

gliedstaaten orientierte arbeitsteilige

Investitionsstrategie treten, welche die

demokratischeWehrhaftigkeit und Ein-

satzfähigkeit des Bündnisses garantiert

und bestehende Lücken schließt.

• Eine Stärkung der Vereinten Nationen

als wichtigstes Gremium der interna-

tionalen Verhandlungen und Konflikt-

lösung kann nur durch ein aktives und

kooperatives Verhalten Deutschlands

6
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und Impfstoffen sowie der Einsatz für

eine Zinsabsenkung in der Kreditver-

gabeder internationalen Entwicklungs-

banken an Staaten des globalen Südens

sein.

• Mit seinem Angriffskrieg gegen die

Ukraine hat Russland gegen die in der

Schlussakte von Helsinki beschlosse-

nen und durch die Charta von Pa-

ris (1990) bekräftigen Prinzipien der

OSZE verstoßen. Das Gremium kann in

Folge der russischen Aggression der-

zeit seiner Aufgabe als Dialogforum

der paneuropäischen Sicherheit nicht

nachkommen. Mittelfristig - nach ei-

nem Rückzug russischer Truppen aus

den ukrainischen Gebieten - könnte die

OSZE in einer signifikant veränderten

sicherheitspolitischen Landschaft aber-

mals ihre Aktivitäten wieder aufneh-

men, vor allem in Bereich des Vertrau-

ensaufbaus und der Transparenz.

• Die G7 und G20 müssen als diplo-

matische Foren gestärkt werden. Hier-

zu gehören klare Strategien und ge-

meinsameZielsetzungenmitdennicht-

westlichenMitgliedsstaaten in derG20,

z.B. im Bereich des Klimawandels, des

Schutzes der natürlichen Lebensgrund-

lagen oder der globalen Bekämpfung

von Steuerflucht. Sowohl der von Olaf

Scholz im Rahmen der G7 angeregte

Klimaclub als auch die Initiative der

G20 einer globalen Mindestbesteue-

rung von Unternehmen sollten forciert

werden.

4. Konfliktursachen bekämpfen, Stabilität

fördern und Perspektiven schaffen

Internationale Solidarität, Verantwortung

und Führung muß fußen auf dem skizzierten

Kontext der demokratischen Wertebindung

– Menschenwürde, Freiheit von Not und

Furcht, Rechtssicherheit, Gleichheit aller

Menschen vor dem Gesetz. Stabilen Fort-

schritt können sie nur bewirken, wenn die

Folgen einer solidarischen und verantwor-

und der EU innerhalb der Vereinten Na-

tionen erfolgen. Dazu gehört der stra-

tegische und am globalen Gemeinwohl

orientierte Austausch mit den Staaten

des Globalen Südens, die sich innerhalb

der Vereinten Nationen zur G77 zusam-

mengeschlossen haben. Vertrauensbil-

dende Maßnahmen könnten u.a. die

aktive Beteiligung der EU an den Ver-

handlungen eines verpflichtenden Ab-

kommens über Wirtschaft und Men-

schenrechte, Zugang zuMedikamenten

und Impfstoffen, Schuldenerlasse so-

wie der Einsatz für eine Zinsabsenkung

in der Kreditvergabe der internationa-

len EntwicklungsbankenanStaatendes

globalen Südens sein.

• Mit seinem Angriffskrieg gegen die

Ukraine hat Russland gegen die in der

Schlussakte von Helsinki beschlosse-

nen und durch die Charta von Paris

(1990) bekräftigen Prinzipien der OSZE

verstoßen. Das Gremium kann in Fol-

ge der russischen Aggression derzeit

seiner Aufgabe als Dialogforum der

paneuropäischen Sicherheit nicht aus-

reichend nachkommen. Mittelfristig -

nach einem Rückzug russischer Trup-

pen aus den ukrainischen Gebieten -

könnte dieOSZE in einer signifikant ver-

änderten sicherheitspolitischen Land-

schaft abermals ihre Aktivitäten wie-

der aufnehmen, vor allem in Bereich

des Vertrauensaufbaus und der Trans-

parenz.

• Nur wenige Tage nach dem Angriff

Russlands auf die Ukraine schloss der

Europarat als Organisation für Men-

schenrechte, Rechtstaatlichkeit undDe-

mokratie Russland aus den eigenen Rei-

hen aus. Nichtsdestotrotz soll der Eu-

roparat und die Parlamentarische Ver-

sammlung des Europarates weiterhin

ein Ort für die russische Zivilgesell-

schaft sein, um die Möglichkeit zu bie-

ten, sich international Gehör zu ver-

7
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tungsvollen Politik für Frauen und Kinder,

für die Klimaentwicklung, für die Armen der

Welt mitgedacht sind. Unsere Forderungen

sind:

• Wir wollen die Selbstverteidigung der

Ukraine wirksam unterstützen, um ih-

re Existenz zu sichern. Davon hängt ab,

wie sich das Verhältnis zwischen dem

demokratischen Europa und Russland

entwickeln wird.

• Wir wollen eine Feministische Außen-

politik zur Unterstützung von Sicher-

heit, Freiheit, Inklusion und Teilhabe.

• Wir wollen offene Gesellschaften,

Rechtssicherheit und Meinungsfreiheit

global unterstützen. Hierzu gehört

die internationale Förderung einer

freien Pressearbeit sowie der Kampf

gegen die zunehmende Verbreitung

von Fake News, etwa durch den Ausbau

staatlicher Medienprogramme und

einer stärkeren schulischen und außer-

schulischen Bildungsarbeit zum Thema

internationale Beziehungen.

• Wir wollen klare Regelungen für eine

gute EU-Migrationspolitik. Kommunen,

die Geflüchtete aufnehmen, sollen fi-

nanziell unterstützt werden.

• Ursachen und Folgen der Klimakrise

stehen unmittelbar im Zusammen-

hang mit ökonomischen und sozialen

Bedrohungen in Gesellschaften. Wir

unterstützen es, dass westliche Staa-

ten Schwellenländern mit einem

hohen Kohleanteil bei der Strom-

erzeugung, wie Südafrika, Indonesien

und Vietnam, durch “Energiewende-

Partnerschaften” finanziell dabei

helfen, auf erneuerbare Energien

umzusteigen. Wir fordern, solche

Partnerschaften mit weiteren Staaten

einzugehen.Wirwollen einen stärkeren

finanziellen Einsatz für den Lastenaus-

gleich bei den Klimaveränderungen

und eine Stärkung der internationalen

Katastrophenhilfe.

schaffen und zu vernetzen.

• Die G7 und G20 müssen als diplo-

matische Foren gestärkt werden. Hier-

zu gehören klare Strategien und ge-

meinsameZielsetzungenmitdennicht-

westlichenMitgliedsstaaten in derG20,

z.B. im Bereich des Klimawandels, des

Schutzes der natürlichen Lebensgrund-

lagen oder der globalen Bekämpfung

von Steuerflucht. Sowohl der von Olaf

Scholz im Rahmen der G7 angeregte

Klimaclub als auch die Initiative der

G20 einer globalen Mindestbesteue-

rung von Unternehmen sollten forciert

werden.

4. Konfliktursachen bekämpfen, Stabilität

fördern und Perspektiven schaffen

Internationale Solidarität, Verantwortung

und Führung muß fußen auf dem skizzierten

Kontext der demokratischen Wertebindung

– Menschenwürde, Freiheit von Not und

Furcht, Rechtssicherheit, Gleichheit aller

Menschen vor dem Gesetz. Stabilen Fort-

schritt können sie nur bewirken, wenn die

Folgen einer solidarischen und verantwor-

tungsvollen Politik für Frauen und Kinder,

für die Klimaentwicklung, für die Armen der

Welt mitgedacht sind. Unsere Forderungen

sind:

• Wir wollen die Selbstverteidigung der

Ukraine wirksam unterstützen, um ih-

re Existenz zu sichern. Davon hängt ab,

wie sich das Verhältnis zwischen dem

demokratischen Europa und Russland

entwickeln wird.

• Wir wollen eine Feministische Außen-

politik zur Unterstützung von Sicher-

heit, Freiheit, Inklusion und Teilhabe.

• Wir wollen offene Gesellschaften,

Rechtssicherheit und Meinungsfreiheit

global unterstützen. Hierzu gehört

die internationale Förderung einer

freien Pressearbeit sowie der Kampf

gegen die zunehmende Verbreitung

von Fake News, etwa durch den Ausbau

staatlicher Medienprogramme und

8
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• Eindeutige politische Unterstützung

der Protestbewegung im Iran gegen

die Regierung in ihrem mutigen Kampf

um Frauen- und Freiheitsrechte; diese

politische Unterstützung sollte auch

konkrete Maßnahmen wie wirksame

Sanktionen politisch Verantwortlicher

einschließen.

• PolitischeUnterstützung allerMaßnah-

men der Staatengemeinschaft, die den

unangefochtenen Fortbestand und die

selbstbestimmte demokratische Wei-

terentwicklung Taiwans verfolgen.

• Bei den Wirtschaftsbeziehungen mit

China sind einseitige deutsche Abhän-

gigkeiten bei wichtigen Rohstoffen,

Vorprodukten etc. zu reduzieren.

Solchen Abhängigkeiten, die unsere

politischen Spielräume beispiels-

weise in Bezug auf Menschenrechte

entscheidend einengen, ist durch Di-

versifizierung u.a. in der Rohstoff- und

Industriepolitik zu begegnen, auch

wenn dies kurzfristig zu Mehrkosten

führt.

• Auch und gerade angesichts der jüngs-

ten Regierungsbildung in Israel gelten

für uns weiterhin die Sätze aus un-

serem Grundsatzprogramm von 2007:

“Deutschland hat eine besondere Ver-

antwortung für das Existenzrecht Isra-

els. Auch deswegen engagieren wir uns

für einen umfassenden Frieden im Na-

hen Osten auf der Grundlage interna-

tionaler Verträge. Wir setzen uns für

die Selbstbestimmung des palästinen-

sischen Volkes und die Schaffung eines

lebensfähigen palästinensischen Staa-

tes ein.”

5. Ausblick

Auch jenseits der sicherheitspolitischen Zu-

sammenarbeit muss die Zeitenwende sich in

der deutschen EU-Politik in eine stärkere In-

tegration und einer Beschleunigung des sto-

ckenden Erweiterungsprozesses übersetzen.

Um das seit Jahren angestrebte Ziel quali-

einer stärkeren schulischen und außer-

schulischen Bildungsarbeit zum Thema

internationale Beziehungen.

• Wir wollen klare Regelungen für eine

gute EU-Migrationspolitik. Kommunen,

die Geflüchtete aufnehmen, sollen fi-

nanziell unterstützt werden.

• Ursachen und Folgen der Klimakrise

stehen unmittelbar im Zusammen-

hang mit ökonomischen und sozialen

Bedrohungen in Gesellschaften. Wir

unterstützen es, dass westliche Staa-

ten Schwellenländern mit einem

hohen Kohleanteil bei der Strom-

erzeugung, wie Südafrika, Indonesien

und Vietnam, durch “Energiewende-

Partnerschaften” finanziell dabei

helfen, auf erneuerbare Energien

umzusteigen. Wir fordern, solche

Partnerschaften mit weiteren Staaten

einzugehen. Die eingesetzten öffent-

lichen Gelder dürfen nicht zu einer

weiteren Verschuldung der Länder

führen und müssen als Hebel für die

Mobilisierung von privaten Investi-

tionen genutzt werden. Wir wollen

einen stärkeren finanziellen Einsatz

für den Lastenausgleich bei den Kli-

maveränderungen und eine Stärkung

der internationalen Katastrophenhilfe.

Deutschland muss seinen gerechten

Anteil an den versprochenen 100 Milli-

arden leisten, die jedes Jahr Ländern im

globalen Süden zur Verfügung gestellt

werden sollen, um Maßnahmen zum

Klimaschutz und zur Anpassung an den

Klimawandel zu finanzieren.

• Eindeutige politische Unterstützung

der Protestbewegung im Iran gegen

die Regierung in ihrem mutigen Kampf

um Frauen- und Freiheitsrechte; diese

politische Unterstützung sollte auch

konkrete Maßnahmen wie wirksame

Sanktionen politisch Verantwortlicher

einschließen.

• PolitischeUnterstützung allerMaßnah-

9
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fizierter Mehrheitsentscheidungen in Fragen

der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits-

politik endlich zu erreichen,muss die Bundes-

regierung sich für eine Kompromissfindung

öffnen.Das gilt auch inHinblick auf Forderun-

gen der Partner hinsichtlich der gemeinsa-

men Schuldenaufnahme und dauerhaft hö-

herer Investitionen. Deutschland muss seine

Rolle im Gefüge einer nationalen, europäi-

schen und globalen Sicherheitsordnung fin-

den. Das heißt Verantwortung zu überneh-

men.

men der Staatengemeinschaft, die den

unangefochtenen Fortbestand und die

selbstbestimmte demokratische Wei-

terentwicklung Taiwans verfolgen.

• Bei den Wirtschaftsbeziehungen mit

China sind einseitige deutsche und

europäische Abhängigkeiten bei wich-

tigen Rohstoffen, Vorprodukten etc. zu

reduzieren. Solchen Abhängigkeiten,

die unsere politischen Spielräume

beispielsweise in Bezug auf Men-

schenrechte entscheidend einengen,

ist durch Diversifizierung u.a. in der

Rohstoff- und Industriepolitik zu be-

gegnen, auch wenn dies kurzfristig zu

Mehrkosten führt.

• Auch und gerade angesichts der jüngs-

ten Regierungsbildung in Israel gelten

für uns weiterhin die Sätze aus un-

serem Grundsatzprogramm von 2007:

“Deutschland hat eine besondere Ver-

antwortung für das Existenzrecht Isra-

els. Auch deswegen engagieren wir uns

für einen umfassenden Frieden im Na-

hen Osten auf der Grundlage interna-

tionaler Verträge. Wir setzen uns für

die Selbstbestimmung des palästinen-

sischen Volkes und die Schaffung eines

lebensfähigen palästinensischen Staa-

tes ein.”

5. Ausblick

Auch jenseits der sicherheitspolitischen Zu-

sammenarbeit muss die Zeitenwende sich in

der deutschen EU-Politik in eine stärkere In-

tegration und einer Beschleunigung des sto-

ckenden Erweiterungsprozesses übersetzen.

Um das seit Jahren angestrebte Ziel quali-

fizierter Mehrheitsentscheidungen in Fragen

der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits-

politik endlich zu erreichen,muss die Bundes-

regierung sich für eine Kompromissfindung

öffnen.Das gilt auch inHinblick auf Forderun-

gen der Partner hinsichtlich der gemeinsa-

men Schuldenaufnahme und dauerhaft hö-

herer Investitionen. Deutschland muss seine

Rolle im Gefüge einer nationalen, europäi-
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schen und globalen Sicherheitsordnung fin-

den. Das heißt Verantwortung zu überneh-

men.

11


	L9 Sozialdemokratische Friedenspolitik: Außen- und Sicherheitspolitik gestalten

